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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Vor dem Hintergrund des zunehmenden 
Naturtourismus und der Lage im National-
park Hunsrück-Hochwald soll in der Ge-
meinde Nonnweiler ein alter Sportplatz 
einer touristischen Nutzungen zugeführt 
werden.

Die Kommune plant Stellplätze für Wohn-
mobile mit einer Campingmöglichkeit im 
Bereich des Ortsteils Nonnweiler zu entwi-
ckeln, um den aufgegebenen Sportplatz 
nachzunutzen.

Der Besucherverkehr soll über die Straße  
„Unter der Fels“ erfolgen. Diese schließt im 
Westen an die Straße „Auf der Fels“, an die 
Trierer Straße und die L 147 an.

Für die Fläche existiert derzeit kein Bebau-
ungsplan. Die planungsrechtliche Zulässig-
keit beurteilt sich somit nach § 35 BauGB. 
Danach ist die Nutzung nicht realisierungs-
fähig. Deshalb bedarf es der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes.

Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler 
hat somit nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 
Abs. 1 BauGB die Einleitung des Verfahrens 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Wohnmobilstellplatz Alter Sportplatz“ be-
schlossen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen. Er umfasst eine Flä-
che von insgesamt ca. 0,7 ha.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt. 

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt sich um die Wie-
dernutzbarmachung eines nicht mehr ge-
nutzten Sportplatzes, angrenzend an eine 
bestehende sportliche Nutzung (Tennis-
sportanlage). Beabsichtigt wird die künftige 
Nutzung als Sondergebiet, das der Freizeit 
und Erholung dient, als Wohnmobil
stellplatz.

Mit dem Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte vom 21. Dezember 2006, das mit 
der Novellierung des Baugesetzbuches am 
1. Januar 2007 in Kraft trat, fällt die seit Ju-
li 2004 vorgesehene förmliche Umweltprü-
fung bei Bebauungsplänen der Größenord-
nung bis zu 20.000 m2 weg. Dies trifft für 
den vorliegenden Bebauungsplan zu, da 
das Plangebiet lediglich eine Fläche von ca. 
7.140m2 in Anspruch nimmt.  

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet. 

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft ebenfalls zu. 

Auch bestehen keine Anhaltspunkte dafür, 
dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung der Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 BImSchG 
zu beachten sind. 

Damit sind die in § 13 a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten 
demnach die Eingriffe als vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt oder zulässig, 
ein Ausgleich der vorgenommenen Eingriffe 
ist damit nicht notwendig. 

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10 Abs. 4 BauGB und von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach §  3 

Abs.  1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen 
wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Nonnweiler stellt für den Planbereich über-
wiegend eine Sonderbaufläche mit der 
Kennzeichnung „Sportplatz“ dar. Im Nord-
westen des Geltungsbereichs gibt es Über-
schneidungen mit einer „Fläche für die 
Forstwirtschaft“ - jedoch handelt es sich 
hierbei um maßstabsbedingte Ungenauig-
keiten. Es wird keine Waldfläche überplant.

Aus diesem Grund ist für den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes der Flächennut-
zungsplan der Gemeinde Nonnweiler im 
Wege der Berichtigung gem. §13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB anzupassen.

Projektbeschreibung

Es soll neben der temporären Unter
bringung von Wohnmobilen, auch unterge-
ordnet Camping-Zelte und nutzungs
gemäße Infrastrukturen für die Ver- und 
Entsorgung (Sanitär, Wasser, Strom), sowie 
Anlagen für die Platzverwaltung zugelassen 
werden.

Befestigungen für Zuwegungen und Zufahr-
ten sollen bedarfsorientiert und aus öko
logischen Gründen wasserdurchlässig an-
gelegt werden.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet erstreckt sich im Ortsteil 
Nonnweiler nördlich des Tennisplatzes ent-
lang der Zufahrtsstraße „Unter der Fels“ 
Nonnweiler.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Westen durch eine mit Gehölzstruk-
turen und Wald versehene Fläche, 

•	 im Norden durch eine forstwirtschaftli-
che Nutzfläche,

•	 im Osten durch die Zufahrtsstraße 
„Unter der Fels“, sowie dahinter liegen-
de Waldfläche,

•	 im Süden durch Freiflächen bzw. Sport-
anlagen und Gebäude des Tennisclubs.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet wurde vormals für sportli-
che Zwecke genutzt. Seit geraumer Zeit 
herrscht keine Nutzung mehr vor und am 
südwestlichen Rand wird eine Fläche zur 
temporären Ablagerung von Baustoffen 
(Kies-/Sand) genutzt, hierzu besteht eine 
befestigte Zufahrt mit Gewende.

Die westliche und nördliche Umgebung des 
Plangebietes ist durch Wald bzw. forstwirt-
schaftliche Nutzung geprägt (saarländi-
scher Staatsforst). Im Süden liegt die Tennis-

anlage des örtlichen Vereins mit 7 Tennis-
freiplätzen und Sportheim. Außerdem ver-
läuft östlich des Plangebietes die Zufahrts-
straße . „Unter der Fels“.

Aufgrund der geschützten Lage durch die 
umliegende Waldstruktur ist das Plangebiet 
für eine touristische Nutzung prädestiniert.

Die zu überplanende Fläche befindet sich im 
Eigentum der Gemeinde Nonnweiler.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Südwesten nach 
Nordosten leicht ab. Es ist jedoch nicht da-
von auszugehen, dass die Topografie Aus-
wirkungen auf die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes haben wird (Geländemo-
dellierungen, Entwässerung, Erschließung).

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Orthophoto mit Lage des Plangebietes (weiße Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: Geobasisdaten, @ LVGL ONL 592-111529/2021; Bearbeitung: Kernplan
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Verkehrsanbindung, Verkehrs-
untersuchung

Das Plangebiet verfügt mit der Straße  
„Unter der Fels“ über eine mittelbare 
Anbindung an die L  147 (über „Auf der 
Fels“ und die Trierer Straße), welche 
Nonnweiler Richtung Theley und Hermeskeil 
anbindet. Die L 147 bindet das Plangebiet 
im weiteren Verlauf in 2,0 km Entfernung 
an das überörtliche Verkehrsnetz (BAB 1 
Anschlussstelle 136 "Otzenhausen" bzw. 
134 "Nonnweiler-Bierfeld" und die A  62 
Richtung Pirmasens) an.

Die räumliche Erschließung an das ÖPNV-
Netz ist aktuell von geringer Qualität. Die 
nächstgelegene Bushaltestelle "Dorfplatz" 
befindet sich in 750 m Entfernung an der 
Trierer Straße. Hier bestehen jedoch unter 
anderem Anbindungen Richtung Türkis-
mühle Bahnhof, Primstal und Trier.

Aufgrund der östlich angrenzenden Nut-
zung für sportliche Zwecke ist das 
Plangebiet grundsätzlich bereits erschlos-
sen. Interne Zuwegungen sollen gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB wasserdurchlässig be-
festigt werden.

Ver- und Entsorgung,  
Starkregen

Das Plangebiet ist aktuell nicht an das Sys-
tem der Ver- und Entsorgung angeschlos-
sen. Es grenzt jedoch an ein aktiv betriebe-
nes Sportheim.

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur und da-
mit Anschlusspunkte sind bereits in der un-
mittelbaren Umgebung in der Straße „Unter 
der Fels“ vorhanden.

40  m östlich des Geländes verläuft die 
Prims, ein Gewässer dritter Ordnung (gerin-
ge bis gar keine wasserwirtschaftliche Be-
deutung). 

Gemäß dem Kartendienst zur potenziellen 
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich für eine Versickerung ungeeignet. 
(Quelle: LVGL, GeoPortsl Saarland, Stand 
der Abfrage: 19.10.2021).

Durch die Nähe zur Prims ist die Umgebung  
des Geltungsbereich gem. Gefahrenkarten 
des Landesamtes für Umwelt und Arbeits-
schutzes teilweise bei einem Hochwasser 
mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraus-
sichtliches Wiederkehrintervall mindestens 
100 Jahre - HQ100) gefährdet. 

Das Regenwasser soll wie bisher auf der 
Fläche bzw. an ihren Rändern versickert 
werden.

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs
planes ist die Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen zur Entwicklung 
touristischer Nutzungen im Ortsteil 

Nonnweiler, auch zur Nachnutzung einer 
bereits anthropogen geprägten Fläche.

Die Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus fol-
genden Gründen außen vor bleiben: 

•	 es handelt sich um die Wiedernutzbar-
machung einer genutzten Fläche

•	 das Planvorhaben dient der langfristi-
gen Sicherung als touristischer Stand-
ort,

Versickerungsfähigkeit des Bodens; Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 19.10.2021)

Gefahrenkarte für Hochwasserereignisse; Quelle: Geobasisdaten, @ LVGL ONL 592-111529/2021; LVGL 
GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 19.10.2021)
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•	 der südlich an das Plangebiet angren-
zende Bereich (Tennisanlage) sorgt re-
gelmäßig für erhöhte Lärmdispositio-
nen, 

•	 das Plangebiet verfügt durch die nahge-
legne L 147 und die in kurzer Entfer-
nung (ca. 2,0 km) befindliche Auto-
bahnanschlussstellen an die BAB 1 und 
BAB 62 über eine sehr gute Anbindung 
an das überörtliche Verkehrsnetz.

Insofern wurden im Rahmen des Bebau-
ungsplanes keine sonstigen Standortalter-
nativen in Betracht gezogen und auf ihre 
Eignung hin geprüft. 
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Nonnweiler; ländlicher Raum (nicht Achsen-gebunden)

Vorranggebiete •	 nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 (Z 17) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale: erfüllt

•	 (G 27) Mittel- und Grundzentren sollen u.a. als Wirtschafts- und Erholungs
schwerpunkte gestärkt und weiterentwickelt werden: erfüllt

•	 westlicher und nördlicher Teilbereich als nachrichtlich übernommene Waldfläche

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

•	 Lage im Naturpark Saar-Hunsrück

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Im Radius von 400 m finden sich zahlreiche Natura 2000-Lebensraumtypen und FFH-
Arten:

•	 unmittelbar südlich der Tennissportanlage befindet sich ein FFH-Lebensraumtyp: Ma-
gere Flachland-Mähwiesen - Fettwiese, Flachlandausbildung (Glatthaferwiese) 
(xEA1)

•	 ca. 400 m südlich finden sich Erlen-, Eschen- und Weichholzauenwald (91E0*), ma-
gere Flachland-Mähwiesen (6510), sowie der große Feuerfalter; Trennwirkung durch  
BAB 1 (Zäsur), keine Betroffenheit zu erwarten

•	 ca. 250 m östlich sind magere Flachland-Mähwiesen (6510), Pfeifengraswiesen und 
der große Feuerfalter (6410) kartiert; Trennwirkung durch L 147 und Prims, keine Be-
troffenheit zu erwarten

•	 ca. 300 m nordwestlich des Geltungsbereich liegt ein Hainsimsen-Buchenwald (Teil 
des Nationalparks), Trennwirkung durch L 147 und Prims, keine Betroffenheit zu er-
warten

•	 keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung direkt oder indirekt betroffen

Naturpark •	 Naturpark Saar-Hunsrück

Nationalpark •	 300 m entfernt vom Nationalpark Hunsrück-Hochwald (keine Auswirkungen)

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Regionalparks, 
Biosphärenreservate

•	 grenzt an Gebiet, in dem im Sinne des § 74 Abs. 2 Nr 2 WHG Extremereignisse denk-
bar sind, die im statistischen Mittel alle 100 Jahre auftreten können (Hochwasser mit 
mittlerer Wahrscheinlichkeit - "HQ 100")

Eine an diese Lage angepasste Bauweise wird empfohlen (bspw. Wohnmobilstell-
plätze ausschließlich für temporäre Unterbringung, keine Gebäude innerhalb des 
ÜSG, wasserdurchlässige Wege)

•	 Südlich der Tennisanlage befinden sich ein geschütztes Biotop gem. § 30 BNatSchG: 
basenarme Pfeifengraswiese (zEC4 / 6410)  

•	 weitere Schutzgebiete bzw. -objekte n. BNatSchG bzw. SWG (Wasserschutz- oder 
Überschwemmungsgebiete) sind nicht betroffen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Informelle Fachplanungen Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) 
bestehen keine Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Arten oder Biotope im 
direkten Umfeld des Geltungsbereiches: 

•	 gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) keine Artfunde im unmit-
telbaren Umfeld; aus dem ca. 300m östlich liegenden NATURA 2000-Gebiet LSG 
„westlich Otzenhausen“ sind mehrere Nachweise der Arnika und des Großen Feuer-
falters belegt

•	 die Altdaten des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) listen darüber hinaus 
lediglich einen Nachweis der Wasseramsel an der Prims nördlich Nonnweiler aus dem 
Jahr 1994

•	 ABSP-Flächen sind nicht tangiert

•	 kein registrierter Lebensraum n. Anh. 1, FFH-Richtlinie und kein n. § 30 BNatSchG 
gesetzlich geschützter Biotop betroffen

Besonderer Artenschutz

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach § 19 i.V.m. dem USchadG, 
Ver-botstatbestand nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten 
Arten zählen alle gemeinschaftsrechtlich 
geschützten Tier- und Pflanzenarten d. h. 
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

•	 der Geltungsbereich befindet sich im Außenbereich und umfasst einen ehemaligen 
Sportplatz unmittelbar neben der Tennishalle und den insgesamt 7 Tennisfreiplätzen

•	 mit in den Geltungsbereich eingeschlossen sind ein früher als Stellplatz genutzter 
Randstreifen neben der Zufahrt zur Sportanlage und ein Randstreifen am südlichen 
Rand hinter dem ehemaligen Torraum (durchgewachsener Zierrasen) 

•	 das Fußballfeld ist als Naturrasenplatz angelegt und wird aktuell auch nach der Nut-
zungsaufgabe noch hochfrequent gemäht, charakteristische Arten sind u.a. Trifolium 
repens, Lolium perenne, Poa annua, Hieracium pilosella und Agrostis capillaris

•	 der südwestliche Rand wird zur temporären Ablagerung von Baustoffen (Kies-/Sand) 
genutzt, hierzu besteht eine befestigte Zufahrt mit Gewende 

•	 der als Stellplatz genutzten Randstreifen ist mit einer Baumreihe aus insgesamt 9 
Spitzahorn bepflanzt (registrierte Baum-Nr. 213 bis 221) mit Stammdurchmessern 
von ca. 25 bis 40 cm, der südlichste Baum mit ca. 50 cm; am nördlichen Rand stehen 
3 mehrstämmige Schwarzerlen, daneben befindet sich ein befestigter Platz mit Glas-
Sammelcontainer

•	 bis auf ein noch nicht quartiertaugliches Höhleninitial konnten an keinem der Bäume 
Stamm- oder Asthöhlen entdeckt werden

Blick von Süden auf Rasensportplatz und Randstreifen mit Glas-Sammelcontainer (links); befestigte Zu-
fahrt mit Gewende und kleinflächige Ablagerung (rechts)

Randstreifen (ehem. Stellplatz) mit Baumreihe aus Spitzahorn (links); Spitzahorn mit Krebsknolle und 
Höhleninitial (rechts)
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Kriterium Beschreibung

Bestehende Vorbelastungen:

•	 Lage im Außenbereich

•	 zyklisch erhöhte Störwirkungen während des Spielbetriebes der Tennisanlage mit hö-
herem Verkehrsaufkommen bzw. Fahrzeugbewegungen

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- 
und Pflanzenarten:

•	 das ehemalige Spielfeld mit befestigten Teilbereichen besitzt eine nur geringe Habi-
tatqualität und fällt praktisch für alle relevanten Tierarten als Fortpflanzungs- und 
Ruhestätte aus

•	 ein sehr begrenztes Brutangebot für Gehölzfreibrüter besteht in den Kronenberei-
chen der insgesamt 9 Spitzahorn und der 3 Erlen

•	 aufgrund fehlender Baumhöhlen und quartiertauglicher Borkenstrukturen können 
Fledermausquartiere ausgeschlossen werden, die Fläche dürfte allenfalls als Jagd-
raum genutzt werden, vermutlich in erster Linie entlang der randlichen Baumreihe

•	 auch Gebäude mit Brut- bzw. Quartiermöglichkeiten für Gebäudebrüter bzw. Fleder-
mäuse fehlen auf der Fläche 

•	 die strukturlose Fläche eignet sich auch nicht als Habitat für Reptilien (hier z.B. Wald- 
und Zauneidechse), bis auf die kleinflächige temporäre Baustoffablagerung fehlen 
Versteck- oder Überwinterungsstrukturen wie Schotter- oder Stückholzablagerungen, 
Baumstümpfe oder Gesteinsspalten bzw. Mäuse- oder Kaninchenbauten

•	 die Habitatbeschränkung gilt gleichermaßen auch für die xerotopen Amphibien wie 
Wechsel- und Geburtshelferkröte sowie Gelbbauchunke, zudem fehlen Laichhabitate 
in Form offener, länger perennierender Klein- und Kleinstgewässer

•	 auch mit anderen planungsrelevanten Arten/Artengruppen (Schmetterlinge, Libellen, 
xylobionte Käfer) ist nicht zu rechnen

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

•	 Avifauna: aufgrund des fehlenden Brutraumangebotes darf bei den Vögeln ein Ein-
treten der Verbotstatbestände n. § 44 Abs. 1 Nr.1 bis 3 BNatSchG ausgeschlossen 
werden

•	 für bestimmte Arten essentielle Requisiten wie Baumhöhlen stehen auf der Fläche 
nicht zur Verfügung

•	 Fledermäuse: aufgrund der fehlenden Quartiermöglichkeiten auf der Fläche kann die-
se Einschätzung auch für die Fledermausfauna gelten; die Planungsfläche dürfte auch 
hier vor allem als siedlungsnaher Jagdraum genutzt werden

•	 ein Vorkommen anderer prüfrelevanter Arten bzw. Artengruppen (Reptilien, Amphi-
bien, Insekten) kann für den Standort aufgrund der Habitatausstattung (v.a. fehlende 
Oberflächengewässer, fehlende „Reptilienhabitate“) ausgeschlossen werden; eine 
Bedeutung für planungsrelevante Schmetterlingsarten lässt sich aufgrund der Habi-
tatausprägung (im Fall des Feuchtgrünland/Feuchtbrachen bewohnenden Großen 
Feuerfalters) bzw. der floristischen Ausstattung, i.e. des Fehlens artspezifischer Nah-
rungspflanzen (Thymus/Origanum/Sanguisorba officinalis für die relevanten Maculi-
nea-Arten, Scabiosa columbaria/Succisa pratensis/Gentiana spp. für Euphydryas auri-
nia) nicht ableiten

Umwelthaftung

Auswirkungen im Sinne des Umweltscha-
densgesetzes

•	 Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

•	 da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essentielle Bedeutung als Le-
bensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entsprechen-
de Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden Ar-
ten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert 
werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz 
nicht zu erwarten

•	 eine Freistellung von der Umwelthaftung im Zuge des Bauleitplanverfahrens möglich
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Nonnweiler stellt für den Geltungsbereich über-
wiegend eine Sonderbaufläche mit der Kennzeichnung "Sportplatz" dar. Im Nordwesten 
des Geltungsbereichs gibt es Überschneidungen mit einer „Fläche für die Forstwirt-
schaft“. Es wird jedoch keine Waldfläche überplant (maßstabsbedingte Ungenauigkeit).

Aus diesem Grund ist für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes der Flächennut-
zungsplan der Gemeinde Nonnweiler im Wege der Berichtigung gem. §13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB anzupassen.

Quelle: Gemeinde Nonnweiler

Bebauungsplan Nicht vorhanden, das Gebiet beurteilt sich nach § 35 BauGB 



Bebauungsplan „Wohnmobilstellplatz mit Campingmöglichkeit Alter Sportplatz“ 12 www.kernplan.de

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§  1-14 
BauNVO

Sondergebiet, das der Freizeit und 
Erholung dient; hier: Wohnmobil-
stellplatz

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 10 BauNVO

Als Art der baulichen Nutzung wird für das 
Plangebiet ein Sondergebiet, das der Frei-
zeit und Erholung dient gem. § 10 BauNVO 
festgesetzt.

Bei der Festsetzung von Sondergebieten fin-
den die Vorschriften über besondere Fest-
setzungen nach § 1 Abs. 4 bis Abs. 10 
BauNVO keine Anwendung. Im Rahmen der 
Planung werden besondere Festsetzungen 
über die Art der Nutzung direkt nach § 10 
BauNVO getroffen. Die Darstellung der zu-
lässigen und ausnahmsweise zulassungsfä-
higen baulichen und sonstigen Anlagen 
sind bei Festsetzungen von Sondergebieten, 
die der Erholung dienen, ausdrücklich zu 
benennen, weil es dem Bebauungsplan an-

sonsten an der erforderlichen Bestimmtheit 
fehlt. 

Das gem. § 10 BauNVO festgesetzte Son-
dergebiet (SO) (hier: „Wohnmobil
stellplätze“) dient zu Zwecken der Erho-
lung, der temporären Unterbringung von 
Übernachtungs- bzw. Standplätzen für 
Wohnmobile und dergleichen, für Anlagen 
der Platzverwaltung, sowie für Anlagen und 
Einrichtungen zur Versorgung des Gebietes. 
Die Hälfte der Fläche darf ebenfalls für 
Camping durch Zelte oder dergleichen ge-
nutzt werden.

„Wohnmobilstellplätze“ gehören als Anla-
gen zu den anerkannten Sondergebieten, 
die der Erholung dienen, aber nicht in § 10 
Abs. 1 BauNVO aufgeführt sind. Im Hinblick 
auf  Zweckbestimmung und Gebietscharak-
ter sind diese ähnlich wie Campingplatzge-
biete einzuordnen. Entscheidend ist hierbei 
der Begriff des „Wohnmobils“, welche als 
„Wohnfahrzeuge, Wohnanhänger und 
Klappanhänger, die jederzeit ortsveränder-
lich sind“ definiert werden. „Zu diesen An-
lagen zählen im Hinblick auf Wohnwagen 
nur bewegliche Unterkünfte, die so be-
schaffen sind, dass sie jederzeit uneinge-

schränkt zum Verkehr auf öffentlichen Stra-
ßen zugelassen werden können.“ 
BeckOK BauNVO/Michallik § 10 BauNVO Rn. 74, 75

Selbstständige Zelte“ sind im Gegensatz zu 
gewöhnlichen „Campingsplatzgebieten“ 
im geplanten Baugebiet nur in untergeord-
netem Maße zulässig, da sie anders als ver-
kehrstüchtige Wohnmobilen auf ein deut-
lich erhöhtes Maß und Ausbauniveau an 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur angewie-
sen sind. 

Daneben bieten Mobilheime häufig Anlass 
für städtebaulich unerwünschtes Dauer-
camping, weshalb dieser Tatbestand zusätz-
lich ausgeschlossen wird.

Neben den jederzeit ortsveränderlich aufge-
stellten Wohnwägen und den zugehörigen 
Nebenanlagen sollen im Sondergebiet wei-
terhin auch Anlagen der Platzverwaltung, 
Lademöglichkeiten für elektrisch betriebene 
Fahrzeuge, Zuwegungen bzw. Zufahrten zu 
den Aufstellplätzen, zweckgebundene 
Infrastruktureinrichtungen, die der Ver- und 
Entsorgung des Gebietes dienen (wie Anla-
gen der Wasserversorgung, Anlagen der Ab-
wasserbeseitigung, Anlagen der Elektrover-
sorgung, Kleinabfallsammel- und Entsor-
gungsanlagen etc.) zulässig sein. Damit 
wird einer zweckmäßigen Nutzung des Ge-
bietes Rechnung getragen.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Festsetzung der maximalen Höhe bauli-
cher Anlagen dient der Verhinderung einer 
Höhenentwicklung über das unbedingt nö-
tige Maß hinaus. 

Weiterhin stellt die Festsetzung der maxi-
malen Höhe baulicher Anlagen sicher, dass 
durch eine maßvolle Höhenentwicklung kei-
ne negative Beeinträchtigung des Orts- und 
Landschaftsbildes vorbereitet wird. Die fest-
gesetzten Höhen orientieren sich zum einen 
an der Bestandsbebauung (Sportheim) und 
zum anderen an der städtebaulichen Kon-
zeption der geplanten Ansiedlung.  

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 10 UND § 11 BAUNVO

 SONDERGEBIET, DAS DER FREIZEIT UND
ERHOLUNG DIENT; HIER: „WOHNMOBIL-
STELLPLATZ“

Gem. § 10 BauNVO - hier: „Wohnmobilstellplatz“

Das Sondergebiet dient der Erholung (§ 10 
Abs. 1 BauNVO) und hat die Zweckbestimmung 
„Wohnmobilstellplatz“.

Zulässig sind:

• Flächen für die temporäre Unterbringung 
von Übernachtungs- bzw. Standplätzen 
(Wohnmobile, Caravans / Wohnwägen) 

• auf bis zu 50% der Fläche des Geltungsbereichs 
Camping durch Zelte oder vergleichbare 
Anlagen, die frei beweglich sind und mühelos 
Veränderungen ihres Standortes ermöglichen

• Anlagen der Platzverwaltung 
• Ladeinfrastruktur elektrisch betriebener 

Fahrzeuge
• Sanitär- und Ver- und Entsorgungseinrichtungen
• Zufahrten und Wege zur internen Erschließung 

des Gebietes (ausschließlich Verwendung von 
wasserdurchlässigen Materialien auf vorhan-
denem Geländeniveau)

• sonstige, der Zweckbestimmung dienende 
Anlagen und Einrichtungen.

Dauercamping ist unzulässig.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1  HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Die maximal zulässige Höhe der baulichen und sons-
tigen Anlagen wird im Bereich des Sondergebietes 
„Wohnmobilstellplatz“ auf 7,00 m festgesetzt.

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maxi-
male Höhe ist die Oberkante der baulichen und 
sonstigen Anlagen. Unterer Bezugspunkt für die 
maximale Höhe baulicher und sonstiger Anlagen 
ist die Oberkante der Erschließungsstraße („Unter 
dem Fels“) gemessen an der straßenseitigen 
Gebäudemitte.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand 
oder den Schnittpunkt zwischen Außenwand und 
Dachhaut (Wandhöhe) oder den Schnittpunkt 
zweier geneigter Dachflächen (Firsthöhe).

Die zulässige Oberkante kann durch untergeord-
nete Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 
10 % der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 
2,0 m überschritten werden.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile 
sind weitere Überschreitungen zulässig. Eine 
Überschreitung der Gebäudeoberkante durch 
Dachaufbauten oder ähnliches für die Errichtung 
von Werbeanlagen ist nicht zulässig.

2.2 ZULÄSSIGE GRUNDFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die zulässige Grundfl äche wird im Bereich des Son-
dergebietes „Wohnmobilstellplatz“ für den Be-
reich der überbaubaren Grundstücksfl äche mit 
150 qm festgesetzt.
Die Grundfl äche der wasserdurchlässig befestigten 
Stellplätze der Wohnmobile mit ihren Zufahrten ist 
hierbei nicht anzurechnen.

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Als Bauweise wird eine offene Bauweise (o) gem. 
§ 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.

Demnach sind Gebäude mit seitlichem Grenzab-
stand zu errichten. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

Verfahren

• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des 
§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Altlasten / Kampfmittel
• Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 

Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpfl ichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

• Nach Auswertung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes der „Dokumentation der Kriegsereignisse im Saar-
land 1939-1945“ sind im Planungsbereich Munitionsgefahren nicht aus-zuschließen.

• Für den Planungsbereich liegen keine Luftbilder oder sonstige Unterlagen vor, die eine Kampfmittelbelastung 
dokumentieren. Somit ist es nicht möglich, Aussagen zu möglichen Kampfmitteln im Bereich der geplanten 
Baumaßnahme zu machen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln kann somit nicht ausgeschlossen werden. 
Sollten Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so sind die zuständige Polizeidienststelle und der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

Bergbau
• Das Plangebiet befi ndet sich in einem Gebiet einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Ob diesbezüglich unter 

diesem Bereich Abbau umging, geht aus den Akten- und Planunterlagen des Oberbergamtes nicht hervor. Es 
wird daher empfohlen, bei Ausschachtungsarbeiten auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und dies ge-
gebenenfalls dem Oberbergamt mitzuteilen

Denkmalschutz
• Auf die Anzeigepfl icht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-

gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDSchG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.
Artenschutz / Rodungsfristen
• Zum Schutz wild lebender Tiere und Pfl anzen ist die gesetzliche Rodungszeit gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG vom 

01. Oktober bis 28. Februar zwingend einzuhalten.
Wald
• Die Verkehrssicherheit des Waldes ist vor Inbetriebnahme des Stellplatzes so herzustellen, dass es zu keiner 

Umwandlung von Wald nach § 8 LWaldG kommt
Starkregen / Hochwasserschutz
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Talsperrenfernleitung
• Das Plangebiet grenzt an der nordöstlichen Spitze an eine Talsperrenfernleitung DN 1000 mit Steuerkabel der 

Wasser- und Energieversorgung St. Wendel GmbH, sowie des Talsperrenverbands Nonnweiler. Die Leitungs-
schutzanweisungen der WVW sind sinngemäß für die Betriebswasserleitung DN 1000 mit Steuerkabel anzu-
wenden und ferner zu beachten.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
• Das Plangebiet wird im modifi zierten Trennsystem entwässert.
• Niederschlagswasser ist direkt vor Ort zu versickern.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

• Zulässig sind Flachdächer und fl achgeneigte Dächer mit einer Dachneigung von max. 10°.
• Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachfl ächen ist zulässig.
• Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden refl ektierenden Materialien sind unzulässig. Bei Gebäu-

den, die Energie aus Solaranlagen gewinnen, sind Abweichungen zulässig.
• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ektierenden Materialien. 

Ausnahmsweise sind auch andere Materialien zulässig.
• Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, Fremdwerbung ist unzulässig. Unzulässig sind 

Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich ständig bewegende Werbe-
anlagen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAU-
BARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. 
Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und 
Gebäudeteile die Baugrenze nicht überschreiten. 
Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan 
durch Baugrenzen defi nierten Standortes zu errich-
ten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügi-
gem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen 
sind  untergeordnete Nebenanlagen und 
Einrichtungen (§  14 BauNVO) zulässig, die dem 
Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen 
Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen 
und die seiner Eigenart nicht widersprechen.

Die Ausnahmen des §  14 Abs.  2 BauNVO gel-
ten entsprechend. Das Gleiche gilt für bauliche 
Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsfl ächen zulässig sind oder zugelassen 
werden können.

5. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR 
PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Wasserdurchlässige Befestigung von Zufahrten, 

Verkehrs- und Lagerfl ächen: Die Stell platzfl ächen 
des Wohnmobilstellplatzes sollen mit versicke-
rungsfähigem Material wie wassergebundene 
Decke, Rasenfugenpfl aster, wasserdurchlässiges 
Pfl aster, Rasengittersteine, Schotterrasen und ver-
gleichbare Materialien befestigt werden.

6. GELTUNGSBEREICH
 GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanzV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. 
I S. 3908) .

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 09. 
Dezember 2020 (Amtsbl. I S. 1341).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 04. Dezember 
2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211, 760).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. 
2018, S. 358)

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 12. Mai 2021 
(Amtsbl. I S. 1491).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH TEILBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SO SONDERGEBIET, DAS DER FREIZEIT UND ERHOLUNG DIENT; HIER: WOHNMOBILSTELLPLATZ
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 10 BAUNVO)

GOKMAX.
HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GR ZULÄSSIGE GRUNDFLÄCHE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

Art der bauli-
chen Nutzung

Höhe baulicher 
Anlagen

Zulässige 
Grundfl äche

Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage: 15.10.2021

SO
Wohnmobil-

stellplatz

GOKmax
7,00 m

GR
150 qm

Bauweise
o

VERFAHRENSVERMERKE
• Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat 

am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohnmobil-
stellplatz mit Campingmöglichkeit Alter Sportplatz“ 
beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustellen , 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs.1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Der Bebauungsplan wird gem. §  13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) im beschleu-
nigten Verfahren aufgestellt. Gem. §  13a Abs.  3 
und 4 BauGB wird eine Umweltprüfung nicht 
durchgeführt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebil-
ligt und die öffentliche Auslegung des Bebauungs-
planes „Wohnmobilstellplatz mit Campingmöglich-
keit Alter Sportplatz“ beschlossen (§  13a BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ öffent-
lich ausgelegen (§  13a BauGB i.V.m. §  3 Abs. 2 
BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben 
werden können, dass nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung be-
nachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
und § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ih-
nen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent-
licher Belange sowie der Nachbargemeinden Anre-
gungen und Stellungnahmen ein. Die Abwägung 
der vorgebrachten Bedenken und Anregungen er-
folgte durch den Gemeinderat am __.__.____. 
Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
und Stellungnahmen vorgebracht haben, mitgeteilt 
(§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Bebau-
ungsplan „Wohnmobilstellplatz mit Campingmög-
lichkeit Alter Sportplatz“ als Satzung beschlossen 
(§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B), sowie der Begründung.

• Der Bebauungsplan „Wohnmobilstellplatz mit 
Campingmöglichkeit Alter Sportplatz“ wird hiermit 
als Satzung ausgefertigt.

 Nonnweiler, den __.__.____

 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB und auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 
KSVG hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Wohnmobilstellplatz mit Campingmöglich-
keit Alter Sportplatz“, bestehend aus der Plan-
zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B), sowie 
der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Nonnweiler, den __.__.____

 Der Bürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der 
Gemeinde Nonnweiler
Trierer Straße 5
66620 Nonnweiler

Stand der Planung: 11.03.2022
SATZUNG 
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Bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ist ein Abstand von 30 Metern zwischen Wald-
grenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten (§ 14 Abs. 3 LWaldG).

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
(§ 9 ABS. 6 BAUGB)
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Die Höhe wird dabei ausgehend vom be-
nachbarten Bestand einheitlich für die kom-
plette Gebietsentwicklung festgesetzt. Da-
mit ist gewährleistet, dass trotz Topografie 
eine einheitliche Höhenentwicklung erfolgt.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhe ist der Festsetzung 
zu entnehmen.

Es ist somit nicht von einer erheblichen Be-
einträchtigung des Orts- bzw. Gemeinde- 
und Landschaftsbildes durch neue Baukör-
per auszugehen.

Grundfläche (GR)

Die Grundfläche gem. § 19 Abs. 1 BauNVO 
ist eine Summe, die angibt, wie viel Quad-
ratmeter Baugrundfläche der Grundstücks
fläche zulässig sind. Demnach erfasst die 
Grundfläche den Anteil des Baugrund-
stücks, der von baulichen Anlagen über-
deckt werden darf. Folglich wird hiermit zu-
gleich ein Mindestmaß an Freiflächen auf 
dem Baugrundstück gewährleistet (sparsa-
mer Umgang mit Grund und Boden). 

Die Festsetzung einer Grundfläche von 
150 m2 liegt unter den Orientierungswerten 
für sonstige Sondergebiete gemäß §  17 
BauNVO. Dabei wird jedoch die Grundflä-
che der wasserdurchlässig befestigten Stell-
plätze der Wohnmobile mit ihren Zufahrten 
nicht angerechnet. Dies gewährleistet eine 
geringe Versiegelung und wahrt den natur-
nahen bzw. dynamischen Gebietscharakter.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Es wird für das Plangebiet eine offene Bau-
weise gem. § 22 Abs. 4 BauGB festgesetzt. 
Es gilt einen seitlichen Grenzabstand einzu-
halten. Eine maximale Gebäudelänge von 
über 50  m kann aufgrund der 
Dimensionierung der überbaubaren 
Grundstücksfläche ohnehin nicht erreicht 
werden. Dies dient der Auflockerung und 
dem Einfügen in die bestehende Bebauung.

Überbaubare und nicht über
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf. 

Die Baugrenzen sehen ein Bebauung in Nä-
he der benachbarten Gebäude vor, um so-
mit ein gewisse städtebauliche Arrondie-
rung zu gewährleisten. Gleichzeitig wird ein 
Großteil des Sondergebietes als nicht 
überbaubare Grundstücksfläche festge-
setzt, um für die Ausgestaltung der Wohn-
mobilstellplätze eine hohe Flexibilität zu ge-
währleisten. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücks
fläche sind untergeordnete Nebenanlagen 
und Einrichtungen (§ 14 BauNVO) zulässig, 
die dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen (z.B. untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen). Die Aus-
nahmen des §  14 Abs.  2 BauNVO gelten 
entsprechend. 

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen sollen der 
Versiegelung des Bodens entgegenwirken 
und dadurch die Funktionsfähigkeit des 
Wasserkreislaufs und des Bodens sichern. 

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zu entnehmen.

Festsetzungen aufgrund landes
rechtlicher Vorschriften (gem. 
§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LBO 
und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän-
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Orts- bzw. Gemeinde- und 
Landschaftsbild. Das Vorhaben fügt sich mit 
den getroffenen Festsetzungen harmonisch 
in die Umgebung ein.

•	 Dachform, Dachneigung: Vermeidung 
gestalterischer Auswüchse

•	 Dacheindeckung, Fassadengestaltung: 
Vermeidung gestalterischer Auswüchse 
durch grelle Farbtöne oder nicht orts- 
bzw. Gemeindebildgerechte Materia-
lien. 

•	 Werbeanlagen: Werbeanlagen werden 
nicht generell ausgeschlossen. Das Auf-
stellen von Werbeanlagen wird lediglich 
nach Standort und Ausgestaltung be-
schränkt. Dies vermeidet negative Be-
einträchtigungen der überwiegend na-
turnahen Umgebung. Auf weitere Ein-
schränkungen wird verzichtet, um auch 
den zulässigen Nutzungen zweckent-
sprechende Werbung zuzulassen.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die im 
vorliegenden Fall aus folgenden vier 
Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den  Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die geplante Erholungsnutzung fügt sich in 
die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
Die unmittelbare Umgebung, d. h. die Ten-
nissportanlage, dient ebenfalls der Erholung 
bzw. sportlichen Zwecken. Hierdurch wird 
Konfliktfreiheit gewährleistet. Gegenseitige 
Beeinträchtigungen dieser Nutzungen sind 
bisher keine bekannt und auch künftig nicht 
zu erwarten. 

Die Festsetzungen des vorliegenden 
Bebauungsplanes wurden so gewählt, dass 
sich die Erholungsnutzung hinsichtlich Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der Bau-
weise sowie der überbaubaren 
Grundstücksfläche an der bestehenden Be-
bauung in der Umgebung orientiert und 
sich so in die Umgebung einfügt. Zusätzlich 
schließen die im Bebauungsplan getroffe-
nen Festsetzungen auch innerhalb des 
Plangebietes jede Form der Nutzung aus, 
die innergebietlich zu Beeinträchtigungen 
führen kann.

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Auswirkungen auf die Belange von 
Freizeit und Erholung

Die Belange von Freizeit und Erholung wer-
den durch die Aufstellung des Bebauungs-
plans nicht negativ beeinträchtigt. Durch 
die geplante Freizeitnutzung wird vielmehr 
dem erhöhten Bedarf von Naturtouristen 
nach Wohnwagen- bzw. Wohnmobile-Stell-
plätzen Rechnung, sowie naturnahem Zelt-
urlaub getragen. Dies trägt zur touristischen 
Infrastruktur im Nationalpark Hunsrück-
Hochwald und somit langfristig zur Profilbil-
dung der Gemeinde Nonnweiler als Freizeit-
ziel bei.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Die städtebauliche und gestalterische Qua-
lität des Plangebietes ist gegenwärtig auf-
grund der Mindernutzung eingeschränkt. 

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Grundstückes hin zur Nutzung für touristi-
sche Zwecke und durch die Nachnutzung 
und Nutzungsintensivierung des geplanten 
Vorhabens wird das Landschafts- und Er-
scheinungsbild des Plangebietes und des 
direkten Umfeldes städtebaulich und ge-
stalterisch gewahrt.

Durch die geringe bauliche Grundfläche 
wird eine hohe Bebauungsdichte vermieden 
und der naturnahe Charakter des Gebiets 
erhalten. 

Auch die Begrünungen im Plangebiet 
(Pflanzung von Bäumen und Sträuchern) 
tragen zudem dazu bei, dass keine negati-
ven Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
entstehen.

Angesichts der fehlenden Einsehbarkeit 
sind keine signifikanten Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild zu erwarten.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung/ Umnutzung einer durchgrünten 
und teilweise überbauten Fläche in außer-
örtlicher Lage am Rande einer aktiv betrie-
benen Tennissportanlage. Daher sind gewis-
se Lärmdispositionen durch Verkehr bzw. 
Spielaktivitäten gegeben.

Die temporäre Unterbringung von Zelten 
wird ermöglicht, um emissionsarmen Touris
mus zu unterstützen.

Von der Planung sind keine Schutzgebiete, 
insbesondere keine Schutzgebiete mit ge-
meinschaftlicher Bedeutung betroffen, die 
dem Planvorhaben entgegenstehen könn-
ten. 

Im Übrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein 
Ausgleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen der Planung, Abwägung
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Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes, Starkregen

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung besondere 
Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen durch die Grundstückseigen-
tümer zu bedenken. Den umliegenden An-
liegern wird folglich kein zusätzliches Risiko 
durch unkontrollierte Überflutungen entste-
hen. Es wird auf die angrenzende Gefahr 
von Hochwasserereignissen (HQ100) hinge-
wiesen.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden. 

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft 

Für das Planvorhaben werden weder land- 
noch forstwirtschaftliche Flächen in An-
spruch genommen. Daher sind keine erheb-
lichen Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft zu erwarten.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung nicht erheblich negativ 
beeinträchtigt. Das zusätzliche Verkehrsauf-
kommen durch Wohnmobile kann über die 
Straße "Unter der Fels" aufgenommen und 
im weiteren Verlauf über die L  147 abge-
führt werden. 

Die absehbaren Verkehrserhöhungen sind 
in Bezug auf den Querschnitt der Straße  
„Unter der Fels“ selbst und deren Funktion 
im Verkehrsgefüge unkritisch. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung südlich des 
Plangebietes bereits grundsätzlich vorhan-
den bzw. werden im Rahmen der Realisie-
rung ausgebaut.  

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Schwerpunktmäßig werden durch den vor-
liegenden Bebauungsplan die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine Be-
standsentwicklung einer brachliegenden 
Sportfläche geschaffen, wobei eine Erho-
lungsnutzung planungsrechtlich festge-
schrieben wird. Aufgrund der Flächengröße 
ist nicht von einer klimaökologisch erhebli-
chen Minderung der Kaltluftentstehung und 
-ableitung auszugehen.

Erheblich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas können somit insge-
samt ausgeschlossen werden.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für private 
Grundstückseigentümer der angrenzenden 
Umgebung keine erheblich negativen Fol-
gen. Zum einen sind die festgesetzten Nut-
zungsarten verträglich zur 
Umgebungsnutzung. Zum anderen wurden 
entsprechende Festsetzungen getroffen, um 
das harmonische Einfügen in den angren-
zenden Bestand zu sichern.

Die bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben werden eingehalten.

Es ist nicht davon auszugehen, dass das 
Planvorhaben negative Auswirkungen auf 
private Belange haben wird.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung (bzw. Än-
derung) von Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 
BauGB zu berücksichtigenden Belange wer-
den nach jetzigem Kenntnisstand durch die 
Planung nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Revitalisierung und 
Weiterentwicklung einer Brachfläche 
für Zwecke der Erholung

•	 Bereitstellung touristischer Infrastruktur 
für den Nationalpark Hochwald-Huns-
rück

•	 keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Belange von Freizeit und Erholung

•	 kein Erschließungsaufwand: keine zu-
sätzlichen öffentlichen Erschließungs
anlagen erforderlich

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen auf die Belange der Um-
welt

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes, 
Starkregen

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Belange des Verkehrs; Ord-
nung des ruhenden Verkehrs auf dem 
Grundstück

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen. 

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
planes wurden die zu beachtenden Belange 
in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Gemeinde zu dem Er-
gebnis, das Planvorhaben umzusetzen.


